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01 Vorgezogene Dienst- und Versorgungsbezügeanpassung in BW 

Es dürfte wohl den bevorstehenden Landtagswahlen geschuldet sein, dass die Lan-

desregierung von Baden-Württemberg im Vorgriff auf die anstehenden Tarifverhand-

lungen für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes der Länder bereits zum 1. Ap-

ril 2011 für alle Beamten, Richter und Versorgungsempfänger eine Anpassung der 

Besoldung und Versorgung per Gesetz vornehmen will. Entsprechendes soll auch für 

das Alters-und Hinterbliebenengeld gelten. 

Zur Sicherung eines gesetzgeberischen Schnellverfahrens haben dazu die Regie-

rungsfraktionen von CDU und FDP und nicht die Landesregierung einen entspre-

chenden Gesetzentwurf im Landtag von Baden-Württemberg eingebracht. Mit dieser 

Initiative setzt die Landespolitik nicht nur die Verhandlungspartner des Tarifbereichs 

der Länder, sondern auch alle anderen Landesregierungen unter Druck. Ob dies hilf-

reich für die Verhandlungen ist, soll hier nicht bewertet werden. Für den BRH BW 

war wichtig, dass die Versorgungsempfänger und Hinterbliebenen in die Anpassung 

einbezogen wurden. 

 

02 GRÜNE in BW erläutern ihre politischen Positionen zum Beamtentum 

Am Dienstag, den 01. Februar 2011, trafen sich in Stuttgart Politiker der Grünen 

Landtagsfraktion von Baden-Württemberg mit der BBW Landesleitung unter Führung 

des Landesbunds-Vorsitzenden Volker Stich und im Beisein des BRH-

Bundesvorsitzenden Dieter Berberich, der gleichzeitig noch stellvertretender BBB 

Landesvorsitzender ist, zu einem Spitzengespräch. 

Neben vielen landespolitischen Themen war für den BRH von großer Bedeutung, 

dass die Grünen bei der beamtenpolitischen Positionierung völlig andere Vorstellun-

gen als der Beamtenbund haben. So wollen sie nur in Kernbereichen des Staates 

Beamte einsetzen, nicht jedoch als Lehrer oder in weiten Teilen der öffentlichen 

Verwaltung. Sie wollen die Beihilfe für Pensionierte senken und die Pensionen nicht 

mehr nach dem letzten Amt, sondern nach dem Durchschnittsverdienst rechnen, was 

eine deutliche Senkung der Ruhestandbezüge zur Folge hätte. 

Der grüne Fraktionsvorsitzende Winfried Kretschmann versicherte jedoch, dass die-

se Pläne langfristig angelegt seien, da vor allem verfassungsrechtliche Bedenken 

und Bestimmungen zuvor ausgeräumt werden müssten. 
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03 Beamtenbund fordert gerechte Altersruhesysteme in Europa 

In der neusten Ausgabe der „dbb Europathemen – Aktuell“ fordert der Vorsitzende 

der dbb Tarifunion, Frank Stöhr, gerechte Alterssysteme in Europa. 

Jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union soll auch zukünftig selbst entscheiden 

können, wie die nationalen Renten- und Pensionssysteme gestaltet werden. Die Auf-

gabe der EU sei es, für Kohärenz und stabile Rahmenbedingungen zu sorgen, sagte 

Frank Stöhr am Rande einer Ausschusssitzung des Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschusses (EWSA) am 19. Januar in Brüssel. Jeder Mensch soll auch im 

Alter ein menschenwürdiges Leben führen können. Eines einheitlichen europäischen 

Rentensystems bedarf es dafür aber nicht", so Stöhr. Im Sommer hatte die Europäi-

sche Kommission ihr Grünbuch zu angemessenen, nachhaltigen und sicheren euro-

päischen Pensions- und Rentensystemen vorgestellt. Der EWSA, in dem Frank Stöhr 

für den dbb vertreten ist, verabschiedete nun eine Stellungnahme zu den Vorschlä-

gen der Kommission. 

Einig waren sich die Mitglieder des EWSA bei der Ablehnung einer generellen Anhe-

bung des Ruhestandsalters. Angesichts des demographischen Wandels könne dies 

sogar dazu führen, dass Millionen Menschen unter die Armutsgrenze fielen. 

„Egal wie ein System gestaltet ist, es muss ein Mindestmaß an Sicherheit gewähr-

leisten", beschrieb Stöhr den Kern seiner politischen Forderung. „Es kann nicht sein, 

dass Arbeitnehmer in die Altersarmut abrutschen. Jeder soll auch im Alter ein würdi-

ges Leben führen können", so Stöhr. Dies müsse Ziel jeder verantwortungsbe-

wussten Renten- und Pensionspolitik sein. In der Studiengruppe „Grünbuch - Pensi-

onen und Renten" machte sich Stöhr vor allem für einen zukunftsgewandten Ansatz 

stark. „Der demographische Wandel wird die Gesellschaften in der EU deutlich ver-

ändern, der Veränderungsprozess hat bereits begonnen. Hier sehe ich die Aufgabe 

der Union; sie muss durch Rahmenbedingungen dafür sorgen, dass mehr men-

schenwürdige Arbeitsplätze geschaffen werden", forderte Stöhr. Auch bei der demo-

graphischen Entwicklung könne die Europäische Union den Mitgliedstaaten helfen, 

den Wandel der Gesellschaften zu meistern oder zumindest sozial abzufedern. 

„Der Ansatz, die Altersvorsorge durch eine Mischung aus kapitalgedeckten und um-

lagefinanzierten Systemen zu decken, hat sich in Deutschland bislang behauptet", so 

Stöhr. Einen einheitlichen, auf eine solche Mischung verpflichtenden europäischen 

Ansatz lehne er aber ab. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Staaten seien zu 

groß. „Die Krise hat gezeigt, dass sowohl umlagefinanzierte als auch kapitalgedeckte 

Vorsorgesysteme anfällig für starke Schwankungen sind", betonte Stöhr, allerdings 

auf unterschiedliche Weise. Durch eine gute Verwaltung könnten sie sich deshalb 

ergänzen und gegenseitig Risiken auffangen“. 

 

04 Gericht bestätigte ungleiche Bezahlung von Ost- und Westbeamten 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat die unterschiedliche Besoldung von Be-

amten aus Ost und West bis 2009 als „gerade noch hinnehmbar“ bestätigt. Damit 

blieb die Klage einer aus dem Osten stammenden Amtsrichterin erfolglos. Sie erhielt 

bis Ende 2009 im Vergleich nur 92,5 % der Bezüge jener Kollegen, die zwar auch in 

Sachsen arbeiteten, aber im Westen studiert und ihre Laufbahn begonnen hatten. 

Der Gesetzgeber, also der Freistaat Sachsen, habe bei der Regelung der Besoldung 

einen „weiten Gestaltungsspielraum" gehabt, teilte das OVG in Bautzen mit. 
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Für einen Übergangszeitraum sei die Ungleichbehandlung gerade noch akzeptabel. 

Seit dem 1. Januar 2010 verdienen alle Richter und Beamten im höheren Dienst das 

gleiche Geld. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung wurde eine Revision zum Bun-

desverwaltungsgericht zugelassen. Sollte in letzter Instanz doch noch entschieden 

werden, dass die ungleiche Bezahlung verfassungswidrig war, könnten zahlreiche 

Beamte nachträglich Geld einfordern. Ob die Amtsrichterin bis vor das Bundesver-

waltungsgericht nach Leipzig zieht, ist noch offen. Die schriftlichen Urteilsgründe lie-

gen noch nicht vor. Az 2 A 54/09 - Urteil vom 3. Februar 

 

05 Behinderten-Pauschbetrag gemäß § 33 b Abs. 3 EStG 

Die Schatzmeisterin und stellvertretende Bundesvorsitzende des BRH, Frau Schäff-

ler-Kroner, hat im folgenden Brief vom 29.10.2010 an den Finanzminister des bayeri-

schen Staatsministeriums der Finanzen in München, Georg Fahrenschon MdL, die 

Anhebung der steuerfreien Pauschbeträge für ältere Behinderte eingefordert. Sie 

schrieb als Mitglied der Behindertenkommission:  

„Sehr geehrter Herr Minister Fahrenschon, in der „Münchner Runde" vom Bayern 3-

Fernsehen haben Sie erstaunt geäußert, dass die steuerfreien Behinderten-

Pauschbeträge seit den 70er Jahren nicht mehr angepasst wurden. 

Der Seniorenverband BRH ist in dieser Angelegenheit schon mehrfach initiierend aktiv 

geworden. Durch die Finanzkrise ist unser Antrag aber leider nicht zum Zuge 

gekommen. 

Die Anhebung der steuerfreien Pauschbeträge ist aber für ältere Behinderte sehr 

wichtig, denn sie kommen oft mit ihren Mehrausgaben über die Pauschbeträge. Das 

Sammeln von Belegen und Listen, sowie die Darstellung in der Steuererklärung, ist 

aber gerade für Senioren extrem schwierig, zusätzlich noch, wenn sie beeinträchtigt 

sind. 

Sehr geehrter Herr Finanzminister, umso mehr freut es uns, in Ihnen einen 

einflussreichen Fürsprecher für den Antrag des Seniorenverbandes BRH gefunden zu 

haben“. 

Mit freundlichen Grüßen, Gertrud Schäffler-Kroner, Stellv. Bundesvorsitzende 

Sobald eine Antwort vorliegt, wird die Redaktion diese in BRH-Aktuell veröffentlichen. 

 

06 DBB NRW: 50 € + 3 Prozent; Rücknahme der Weihnachtsgeldkürzungen 

Der Beamtenbund NRW rechtfertigt die Hauptforderung zur Einkommensrunde 2011 

für die Beschäftigten der Länder mit dem Sockelbetrag von 50 Euro und der linearen 

Erhöhung von 3 Prozent als zeitgemäß, angemessen und bezahlbar. Mit dieser For-

derung geht die Tarifunion des Beamtenbundes in die Tarifverhandlungen mit den 

Ländern, die am 4. Februar 2011 beginnen. Die Forderung gilt 1:1 auch für die An-

passung der Beamtengehälter im Land und bei den Kommunen. 

Das maßvolle Forderungsvolumen berücksichtigt, dass der Wirtschaftsaufschwung 

bei den Staatseinnahmen verzögert ankommt. Damit setzt der Beamtenbund ein Zei-

chen und bleibt unter dem, was für viele Bereiche in der privaten Wirtschaft gefordert 

wird. Gleichzeitig wird mit dem Sockel von 50 Euro eine soziale Komponente in den 

Vordergrundgestellt, die die Preissteigerungen zum Beispiel bei Energie und Kran-

kenversicherung für die unteren Einkommensgruppen stärker abfängt. 
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„Die Forderung ist ein Vorschlag der Vernunft, den die Länder als Arbeitgeber und 

die Landesregierung als Dienstherr eben nicht mit Hinweis auf die Kassenlage nie-

dermachen können,“ so der Vorsitzende des dbb in NRW, Meinolf Guntermann, 

heute in Düsseldorf. „Wenn die Tarifgemeinschaft der Länder (TDL) und die Landes-

regierung NRW Vernunftgelten lassen, kann die Einkommensrunde zügig und vor 

allem ohne Kampfmaßnahmen abgeschlossen werden. Sollten Streikmaßnahmen 

und Demonstrationen notwendig sein, zögern wir in NRW nicht, sondern werden 

handeln,“ so die klare Ansage des Vorsitzenden des mit fast 180.000 Mitgliedern 

größten Landesverbandes. 

Landesspezifisch für NRW fordert der dbb-Landesbund als Ergänzung zur Einkom-

mensrunde die Rückgängigmachung der drastischen Kürzungen beim Weihnachts-

geld der Beamten. Im Verlauf der letzten Legislaturperiodehaben SPD und Bünd-

nis90/Die Grünen als Opposition deutlich gemacht, dass die zweite Kürzung durch 

Schwarz-Gelb unter Rot-Grün nicht erfolgt wäre. Vielmehr hätte Rot-Grün selbst die 

Erste seit 2003 auf 3 Jahre befristete zurückgenommen. Der Beamtenbund hat des-

halb Finanzminister Dr. Walter-Borjans und die Koalitionsfraktionen aufgefordert, in 

einem ersten Schritt die zweite Kürzung beim Weihnachtsgeld ab 2011 rückgängig 

zu machen. Dem dbb geht es bei der Maßnahme auch darum, dass das vor den 

Wahlen Gesagte nach Wahlen tatsächlich umgesetzt wird. Nur so kann verloren ge-

gangenes Vertrauen in die Politik wieder hergestellt werden! 

 

07 Aktuelle Herausforderungen bei der rückgedeckten Altersversorgung 

Die Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung hat in ihrer Januarausgabe 

2011 zwei aktuelle Themen bearbeitet. Der Artikel befasste sich zum einen mit der 

rückgedeckten Altersversorgung und dem Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz. 

Dazu schreibt der Münchner Martin Bauer zum Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz 

in seinen Besonderheiten. Hierzu werden die rückgedeckte betriebliche Altersversor-

gung betrachtet und die Neuerung der handelsrechtlichen Bilanzierung von Alters-

versorgungsverpflichtungen. Dabei ist neu, dass nunmehr die Verbindlichkeiten mit 

ihrem Erfüllungsbetrag so angesetzt werden, dass sie vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung unterliegen.  

Der Erfüllungsbetrag selbst ist eine geschätzte Größe, d. h. die zu erwartenden künf-

tigen Entwicklungen müssen berücksichtigt werden, so dass von einem „Erwar-

tungswert“ gesprochen wird. Der Rechnungszins wird mit dieser Neuerung marktnä-

her und realistischer. Dies wirkt sich eins zu eins auf die Entwicklung der Rentenan-

passungen aus, weil die bisherige streng formale Sicht wegfällt zugunsten zukünfti-

ger Entwicklungen. Daraus folgt auch, dass die handelsrechtliche Bewertung unab-

hängig von der steuerlichen Gewinnermittlung ist. Im Endergebnis fallen alle schrift-

lich festgelegten und bekannten Parameter zugunsten der kaufmännischen Wertung 

unter Einbeziehung künftiger Entwicklungen weg. 

Die zweite Herausforderung betrifft die Neuregelung des Versorgungsausgleichs. 

Folgende Punkte sind bei dem im September 2009 in Kraft getretenen Ausgleichge-

setz wesentlich: Prinzipiell gilt nach der Ehescheidung, dass alle Altersversorgungs-

anrechte je zur Hälfte den jeweils Geschiedenen zustehen. Der Versorgungspflichti-

ge muss den sogenannten „Ehezeitanteil“ leisten, wovon die Hälfte der ermittelten 

Summe den „Ausgleichswert“ bildet. 
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Nun kann dieser Wert intern oder extern geteilt werden, in jedem Fall jedoch handelt 

es sich um den Versorgungswert des Ausgleichsberechtigten. Die interne Teilung 

bezeichnet den Fall, dass der Versorgungswert im Versorgungssystem bleibt. 

Anders die externe Teilung: Hier wird der Kapitalwert zur Versorgungssicherheit in 

ein anderes Versorgungssystem übertragen und sichert dort die Versorgung. Bei 

diesem Verfahren sind die Beteiligten die Versorgungsträger, der ausgleichsver-

pflichtete Ehepartner und der berechtigte Ehegatte, dem die Versorgung zugute 

kommt. Wenn also eine Direktversicherung – als ein Durchführungsweg – anhängt, 

dann ist der Versorgungsträger eine Versicherung. Bei einer Pensionskasse – alles 

im Bezug zur (rückgedeckten) betrieblichen Altersversorgung – ist diese gleichzeitig 

Versorgungsträger. Das Gleiche gilt für Pensionsfonds und Unterstützungskasse. Bei 

einer Pensionszusage ist der Arbeitgeber der Versorgungsträger. In allen Fällen ist 

der Versorgungsträger für die Berechnung in Form einer Teilungsordnung zuständig. 

Grundsätzlich muss für die Bewertung des Ehezeitanteils und des Ausgleichswerts 

unmittelbar bewertet werden.  

Schwierigkeiten sind in Fällen der Leistungszusage zu erwarten. Hingegen wird bei 

beitragsorientierten Leistungszusagen oder Beitragszusagen mit Mindestleistung der 

Grundsatz der unmittelbaren Bewertung erleichtert ausgeführt werden können. Zur 

schwierigen Variante der Leistungszusage ist zu beachten, dass alle Zusagen, die 

bis 31.12.2000 erfolgten als Leistungszusagen zu erachten sind, jedoch darf § 30 g 

BetrAVG (Betriebl. Altersvorsorgegesetz) nicht ausgeübt worden sein. Das zentrale 

Problem der Leistungszusage ist die Zuordnung zur Ehezeit, wenn eine Ermittlung 

des Ehezeitanteils ausschließlich „zeitratierlich“ erfolgt. Dieses Erfordernis der zeitra-

tierlichen Rechnung steht nämlich in keinem Zusammenhang des real existierenden 

Deckungskapitals einer Direktversicherung und somit entsteht eine „Deckungslücke“, 

die im Bilanzanhang zu bilanzieren ist. Die Lücke kann z. B. bis 2020 durch Beitrags-

zahlungen gedeckt werden, jedoch besteht sie für 2010 dann in voller Höhe. 

Problematisch ist auch der nicht versicherungsförmige Durchführungsweg im Hin-

blick auf die Direktzusage und Unterstützungskasse. Wenn nämlich hier eine ggf. 

vorhandene Rückdeckungsversicherung existiert, ist diese nicht Teil eines Versor-

gungsausgleichsverfahrens und der Arbeitgeber oder die Unterstützungskasse kön-

nen eine eigene Teilungsordnung haben. Der Versorgungsträger, der keine Tei-

lungsordnung hat, kann aber auch die gesetzlichen Spielräume dann nicht nutzen, 

weil die Rückdeckungsversicherung wie gesagt nicht Verfahrensteil ist und der Ver-

sicherer sich nicht an den Versorgungsausgleich bindet bzw. davon nicht betroffen 

ist. Dabei kann es aber von den Beteiligten durchaus erwünscht sein, auch die 

Rückdeckungsversicherung zu teilen. 

 

08 Heimverträge müssen bestimmte Informationen erhalten 

Für Verträge, die Wohnen und Pflege verbinden, gelten besondere Regelungen, die 

sich aus dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) ergeben, darüber in-

formierte die Verbraucherzentrale Berlin. Immer dann, wenn einem Verbraucher 

Wohnraum überlassen wird und er Pflege- oder Betreuungsleistungen erhält (also 

zum Beispiel bei Heimverträgen), ist das neue Gesetz zu beachten. Informiert wer-

den muss z.B. wie die Senioren verpflegt werden, wie viele Mahlzeiten es gibt oder 

ob Gästezimmer oder Räume für private Feiern vorhanden sind. 


